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Darstellung der Änderungen im Vergleich zum geltenden Recht 
 
Bundegesetz über die politischen Rechte (BPR; SR 161.1) 

Geltendes Recht Vorentwurf vom 15. Dezember 2023 für die Vernehmlassung 
Art. 3 Politischer Wohnsitz 
1 Die Stimmabgabe erfolgt am politischen Wohnsitz, nämlich in der Gemeinde, wo der 
Stimmberechtigte wohnt und angemeldet ist. Fahrende stimmen in ihrer Heimatgemeinde. 
2 Wer statt des Heimatscheins einen andern Ausweis (Heimatausweis, Interimsschein, usw.) 
hinterlegt, erwirbt nur politischen Wohnsitz, wenn er nachweist, dass er am Ort, wo der 
Heimatschein liegt, nicht im Stimmregister eingetragen ist. 
 

Art. 3 Politischer Wohnsitz 
1 Der Wohnsitz im Sinne von Artikel 39 Absatz 2 Satz 1 BV (politischer Wohnsitz) liegt in der 
Niederlassungsgemeinde nach Artikel 3 Buchstabe b des Registerharmonisierungsgesetzes vom 
23. Juni 2006 (RHG). 
2 Er kann in Ausnahmefällen in der Aufenthaltsgemeinde nach Artikel 3 Buchstabe c RHG 
begründet werden. Der Bundesrat regelt diese Ausnahmen. 
3 Fahrende haben ihren politischen Wohnsitz in ihrer Heimatgemeinde. 

Art. 6 Stimmabgabe Invalider 
Die Kantone sorgen dafür, dass auch stimmen kann, wer wegen Invalidität oder aus einem 
anderen Grund dauernd unfähig ist, die für die Stimmabgabe nötigen Handlungen selbst 
vorzunehmen. 
 

Art. 6 Stimmabgabe von Stimmberechtigten mit Behinderungen 
1 Die Kantone sorgen dafür, dass auch stimmen kann, wer wegen einer Behinderung dauernd 
unfähig ist, die für die Stimmabgabe nötigen Handlungen selbst vorzunehmen. 
2 Für Abstimmungen sind die Stimmzettel so auszugestalten, dass sie von blinden und 
sehbehinderten Stimmberechtigten unter Wahrung des Stimmgeheimnisses selbstständig 
ausgefüllt werden können. 

Art. 10 Anordnung 
1 Der Bundesrat legt die Regeln fest, nach denen die Abstimmungstage bestimmt werden. Dabei 
trägt er den Bedürfnissen von Stimmberechtigten, Parlament, Kantonen, Parteien und 
Zustellorganisationen Rechnung und vermeidet Terminkollisionen, die sich aus den 
Unterschieden zwischen Kalender- und Kirchenjahr ergeben. 
1bis Der Bundesrat legt wenigstens vier Monate vor dem Abstimmungstermin fest, welche 
Vorlagen zur Abstimmung gelangen. Dringlich erklärte Bundesgesetze können innerhalb einer 
kürzeren Frist zur Abstimmung gebracht werden. 
 
 
2 Jeder Kanton führt die Abstimmung auf seinem Gebiet durch und erlässt die erforderlichen 
Anordnungen. 

Art. 10 Abs. 1ter 
 

 

 

 

 

 

 

1ter Der Bundesrat kann eine angeordnete Abstimmung verschieben oder absagen, wenn es zu 
einer schweren Störung der Willensbildung der Stimmberechtigten, der Stimmabgabe oder der 
Ermittlung des Ergebnisses gekommen ist oder eine solche unmittelbar droht. 
 

Art. 14 Abstimmungsprotokoll 

 
Art. 14 Sachüberschrift und Abs. 2–4  
Protokollierung und Übermittlung des Abstimmungsergebnisses  
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1 Über das Ergebnis einer Abstimmung wird in jedem Stimmbüro ein Protokoll erstellt, das die 
Gesamtzahl der Stimmberechtigten und die Zahl der stimmberechtigten Auslandschweizer, der 
Stimmenden, der leeren, ungültigen und gültigen Stimmzettel sowie der Ja- und Nein-Stimmen 
angibt. 
2 Das Protokoll wird an die Kantonsregierung weitergeleitet. Diese stellt die vorläufigen 
Ergebnisse aus dem ganzen Kanton zusammen, teilt sie der Bundeskanzlei mit und 
veröffentlicht sie innert 13 Tagen nach dem Abstimmungstag im kantonalen Amtsblatt. Notfalls 
gibt sie eine Sondernummer des Amtsblattes heraus. 
3 Die Kantone übermitteln die Protokolle, auf Verlangen auch die Stimmzettel, innert zehn 
Tagen nach Ablauf der Beschwerdefrist (Art. 79 Abs. 3) der Bundeskanzlei. Nach der 
Erwahrung des Abstimmungsergebnisses werden die Stimmzettel vernichtet. 

 

 

 

 

2 Das Ergebnis und das Protokoll werden dem Kanton übermittelt. Der Kanton stellt die 
vorläufigen Ergebnisse für sein Gebiet zusammen und überprüft, ob sie plausibel sind. Er 
übermittelt sie dem Bund und veröffentlicht sie innert dreizehn Tagen nach dem 
Abstimmungstag im kantonalen Amtsblatt. 
3 Die Kantone bestätigen innert zehn Tagen nach Ablauf der Beschwerdefrist (Art. 79 Abs. 3) 
das veröffentlichte Abstimmungsergebnis gegenüber der Bundeskanzlei und übermitteln ihr auf 
Verlangen die Protokolle und die Stimmzettel. 
4 Nach der Erwahrung des Abstimmungsergebnisses werden die Stimmzettel vernichtet. 

Art. 75a Abstimmung 
1 Der Bundesrat unterbreitet die Volksinitiative innert zehn Monaten nach der 
Schlussabstimmung in der Bundesversammlung, spätestens aber zehn Monate nach Ablauf der 
dem Parlament reservierten gesetzlichen Behandlungsfristen der Volksabstimmung. 
2 Im Falle eines bedingten Rückzugs zugunsten eines indirekten Gegenvorschlags unterbreitet 
der Bundesrat die Volksinitiative der Abstimmung von Volk und Ständen innert zehn Monaten, 
nachdem er das ablehnende Ergebnis der Volksabstimmung über den indirekten 
Gegenvorschlag nach Artikel 15 Absatz 1 erwahrt hat. 
3 Wird eine Volksinitiative in der Form der allgemeinen Anregung angenommen, so wird die 
ausgearbeitete Verfassungsänderung innert zehn Monaten nach der Schlussabstimmung in der 
Bundesversammlung Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet. 
3bis Die Fristen nach den Absätzen 1–3 verlängern sich um sechs Monate, wenn sie zum 
Zeitpunkt zwischen zehn und drei Monaten vor der nächsten Gesamterneuerung des 
Nationalrates beginnen. 
 
 
 
4 Für die Behandlung einer Volksinitiative durch den Bundesrat und die Bundesversammlung 
und die dabei zu beachtenden Fristen gelten die Bestimmungen des Parlamentsgesetzes vom 
13. Dezember 2002. 

Art. 75a Abs. 3ter 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3ter Kann die Frist nach den Absätzen 1–3bis nicht eingehalten werden, weil die Abstimmung 
aus den in Artikel 10 Absatz 1ter genannten Gründen verschoben oder abgesagt wurde oder aus 
solchen Gründen nicht rechtzeitig angeordnet werden konnte, so ist die Abstimmung am 
nächstmöglichen Abstimmungstermin durchzuführen. 
 

Art. 76 Direkter Gegenentwurf 
1 Beschliesst die Bundesversammlung einen Gegenentwurf, so werden den Stimmberechtigten 
auf dem gleichen Stimmzettel drei Fragen vorgelegt. Jede stimmberechtigte Person kann 
uneingeschränkt erklären: 

a. ob sie die Volksinitiative dem geltenden Recht vorziehe; 

Art. 76 Abs. 1 Einleitungsteil (betrifft nur den französischen Text) und Bst. c sowie 3 
1 Beschliesst die Bundesversammlung einen Gegenentwurf, so werden den Stimmberechtigten 
auf dem gleichen Stimmzettel drei Fragen vorgelegt. Jede stimmberechtigte Person kann 
uneingeschränkt erklären: 
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b. ob sie den Gegenentwurf dem geltenden Recht vorziehe; 
c. welche der beiden Vorlagen in Kraft treten soll, falls Volk und Stände beide Vorlagen 

dem geltenden Recht vorziehen sollten. 
2 Das absolute Mehr wird für jede Frage getrennt ermittelt. Unbeantwortete Fragen fallen ausser 
Betracht. 
3 Werden sowohl die Volksinitiative als auch der Gegenentwurf angenommen, so entscheidet 
das Ergebnis der dritten Frage. In Kraft tritt die Vorlage, die bei dieser Frage mehr Volks- und 
mehr Standesstimmen erzielt. 

 
c. welche der beiden Vorlagen in Kraft treten soll, falls Volk und Stände beide Vorlagen 

dem geltenden Recht vorziehen sollten (Stichfrage). 
 

 

3 Werden sowohl die Volksinitiative als auch der Gegenentwurf angenommen, so entscheidet 
das Ergebnis der Stichfrage. Erzielt in der Stichfrage die eine Vorlage mehr Volks- und die 
andere mehr Standesstimmen, so tritt diejenige Vorlage in Kraft, bei welcher der prozentuale 
Anteil der Volksstimmen und der prozentuale Anteil der Standesstimmen in der Stichfrage die 
grössere Summe ergeben. 

Art. 77 Beschwerden 
1 Bei der Kantonsregierung kann Beschwerde geführt werden: 

a. wegen Verletzung des Stimmrechts nach den Artikeln 2–4, Artikel 5 Absätze 3 und 6 
sowie den Artikeln 62 und 63 (Stimmrechtsbeschwerde); 

b. wegen Unregelmässigkeiten bei Abstimmungen (Abstimmungsbeschwerde); 
c. wegen Unregelmässigkeiten bei der Vorbereitung und Durchführung der Natio-

nalratswahlen (Wahlbeschwerde). 
2 Die Beschwerde ist innert drei Tagen seit der Entdeckung des Beschwerdegrundes, spätestens 
jedoch am dritten Tag nach Veröffentlichung der Ergebnisse im kantonalen Amtsblatt 
eingeschrieben einzureichen. 
 

Art. 77 Abs. 3 
 

 

 

 

 

 

 

 

3 Wegen Unregelmässigkeiten, die sich in mehreren Kantonen auswirken oder von einer 
Verwaltungsbehörde des Bundes verursacht wurden, kann bei der Kantonsregierung keine 
Abstimmungs- oder Wahlbeschwerde geführt werden. 

Art. 80 Beschwerde an das Bundesgericht 
1 Gegen Beschwerdeentscheide der Kantonsregierung (Art. 77) kann nach Massgabe des 
Bundesgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 beim Bundesgericht Beschwerde geführt werden. 
2 Die Beschwerde an das Bundesgericht ist ferner zulässig gegen Verfügungen der 
Bundeskanzlei über die Verweigerung des Eintrags in das Parteienregister oder über das Nicht-
Zustandekommen einer Volksinitiative oder eines Referendums. Gegen einen blossen Hinweis 
im Bundesblatt über das deutliche Verfehlen des Quorums bei eidgenössischen Volksbegehren 
(Art. 66 Abs. 1 und Art. 72 Abs. 1) steht keine Beschwerde offen. 
3 Den Mitgliedern des Initiativkomitees steht die Beschwerde auch gegen Verfügungen der 
Bundeskanzlei über die formelle Gültigkeit der Unterschriftenliste (Art. 69 Abs. 1) und 
betreffend den Titel der Initiative (Art. 69 Abs. 2) zu. 

Art. 80 Beschwerde an das Bundesgericht 
1 Nach Massgabe des Bundesgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 kann beim Bundesgericht 
Beschwerde geführt werden: 

a. gegen Beschwerdeentscheide der Kantonsregierung; 
b. gegen Verfügungen der Bundeskanzlei über die Verweigerung des Eintrags in das 

Parteiregister; 
c. gegen Verfügungen der Bundeskanzlei über das Nicht-Zustandekommen einer 

Volksinitiative oder eines Referendums; 
d. wegen Unregelmässigkeiten bei Abstimmungen oder den Nationalratswahlen, die 

sich in mehreren Kantonen auswirken oder von einer Verwaltungsbehörde des 
Bundes verursacht wurden. 
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2 Mitglieder von Initiativkomitees können auch gegen Verfügungen der Bundeskanzlei über die 
formelle Gültigkeit der Unterschriftenliste (Art. 69 Abs. 1) und betreffend den Titel der 
Initiative (Art. 69 Abs. 2) Beschwerde führen. 
3 Gegen einen blossen Hinweis im Bundesblatt über das deutliche Verfehlen des Quorums bei 
eidgenössischen Volksbegehren (Art. 66 Abs. 1 und Art. 72 Abs. 1) kann keine Beschwerde 
geführt werden. 

Art. 84 Verwendung technischer Hilfsmittel 
1 Der Bundesrat kann die Kantonsregierungen ermächtigen, für die Ermittlung der Wahl- und 
Abstimmungsergebnisse mit technischen Mitteln von diesem Gesetz abweichende 
Bestimmungen zu erlassen. 
2 Wahl- und Abstimmungsverfahren mit technischen Mitteln bedürfen der Genehmigung des 
Bundesrates. 
 

Art. 84 Abs. 2 und 3 
 

 

 

2 Er kann Vorgaben für die Ermittlung der Wahl- und Abstimmungsergebnisse mit technischen 
Mitteln machen; er kann insbesondere eine Bewilligungspflicht vorsehen. 
3 Werden Stimm- und Wahlzettel elektronisch erfasst und ausgezählt, so überprüfen die nach 
kantonalem Recht zuständigen Stellen mit statistischen Methoden, ob die Ergebnisse plausibel 
sind. 

Änderung eines anderen Erlasses:  
Bundesgesetz über das Bundesgericht (Bundesgerichtsgesetz, BGG; SR 173.110) 

Art. 88 Vorinstanzen in Stimmrechtssachen 
1 Beschwerden betreffend die politische Stimmberechtigung der Bürger und Bürgerinnen sowie 
betreffend Volkswahlen und -abstimmungen sind zulässig: 

a. in kantonalen Angelegenheiten gegen Akte letzter kantonaler Instanzen; 
b. in eidgenössischen Angelegenheiten gegen Verfügungen der Bundeskanzlei und 

Entscheide der Kantonsregierungen. 
 

 

 

 

2 Die Kantone sehen gegen behördliche Akte, welche die politischen Rechte der 
Stimmberechtigten in kantonalen Angelegenheiten verletzen können, ein Rechtsmittel vor. 
Diese Pflicht erstreckt sich nicht auf Akte des Parlaments und der Regierung. 

Art. 88 Abs. 1 Einleitungssatz und Bst. b 
1 Beschwerden, welche die politische Stimmberechtigung der Bürger und Bürgerinnen oder 
Volkswahlen und -abstimmungen betreffen, sind zulässig: 

 
b. in eidgenössischen Angelegenheiten: 

1. gegen Verfügungen der Bundeskanzlei, 
2. gegen Entscheide der Kantonsregierungen, 
3. wegen Unregelmässigkeiten bei Abstimmungen oder den Nationalratswahlen, 

die sich in mehreren Kantonen auswirken oder von einer Verwaltungsbehörde 
des Bundes verursacht wurden. 

 

Art. 97 Unrichtige Feststellung des Sachverhalts 
1 Die Feststellung des Sachverhalts kann nur gerügt werden, wenn sie offensichtlich unrichtig 
ist oder auf einer Rechtsverletzung im Sinne von Artikel 95 beruht und wenn die Behebung des 
Mangels für den Ausgang des Verfahrens entscheidend sein kann. 

Art. 97 Abs. 1bis 
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2 Richtet sich die Beschwerde gegen einen Entscheid über die Zusprechung oder Verweigerung 
von Geldleistungen der Militär- oder Unfallversicherung, so kann jede unrichtige oder 
unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts gerügt werden. 

1bis Für Beschwerden, welche die politische Stimmberechtigung der Bürger und Bürgerinnen 
oder Volkswahlen und -abstimmungen betreffen, ist die Beschränkung der Beschwerdegründe 
nach Absatz 1 nur bei Anfechtung eines Gerichtsentscheids anwendbar. 
 

Art. 100 Beschwerde gegen Entscheide 
1 Die Beschwerde gegen einen Entscheid ist innert 30 Tagen nach der Eröffnung der 
vollständigen Ausfertigung beim Bundesgericht einzureichen. 
2 Die Beschwerdefrist beträgt zehn Tage: 

a. bei Entscheiden der kantonalen Aufsichtsbehörden in Schuldbetreibungs- und 
Konkurssachen; 

b. bei Entscheiden auf den Gebieten der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen und 
der internationalen Amtshilfe in Steuersachen; 

c. bei Entscheiden über die Rückgabe eines Kindes nach dem Europäischen 
Übereinkommen vom 20. Mai 1980 über die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des 
Sorgerechts oder nach dem Übereinkommen vom 25. Oktober 1980 über die 
zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung; 

d. bei Entscheiden des Bundespatentgerichts über die Erteilung einer Lizenz nach Artikel 
40d des Patentgesetzes vom 25. Juni 1954. 

3 Die Beschwerdefrist beträgt fünf Tage: 
a. bei Entscheiden der kantonalen Aufsichtsbehörden in Schuldbetreibungs- und 

Konkurssachen im Rahmen der Wechselbetreibung; 
b. bei Entscheiden der Kantonsregierungen über Beschwerden gegen eidgenössische 

Abstimmungen. 
4 Bei Entscheiden der Kantonsregierungen über Beschwerden gegen die Nationalratswahlen 
beträgt die Beschwerdefrist drei Tage. 
5 Bei Beschwerden wegen interkantonaler Kompetenzkonflikte beginnt die Beschwerdefrist 
spätestens dann zu laufen, wenn in beiden Kantonen Entscheide getroffen worden sind, gegen 
welche beim Bundesgericht Beschwerde geführt werden kann. 
6 … 
7 Gegen das unrechtmässige Verweigern oder Verzögern eines Entscheids kann jederzeit 
Beschwerde geführt werden. 
 
 

Art. 100 Abs. 3 und 4 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3 Die Beschwerdefrist bei Entscheiden der kantonalen Aufsichtsbehörden in 
Schuldbetreibungs- und Konkurssachen im Rahmen der Wechselbetreibung beträgt fünf Tage. 
 

 

 

4 Aufgehoben 
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 Art. 101a Beschwerde in eidgenössischen Stimmrechtssachen 

1 Beschwerden, die eidgenössische Volksabstimmungen betreffen, sind innert fünf Tagen nach 
der Eröffnung des Entscheids der Kantonsregierung beziehungsweise nach der Entdeckung der 
Unregelmässigkeit beim Bundesgericht einzureichen. 
2 Beschwerden, welche die Nationalratswahlen betreffen, sind innert drei Tagen nach der 
Eröffnung des Entscheids der Kantonsregierung beziehungsweise nach der Entdeckung der 
Unregelmässigkeit beim Bundesgericht einzureichen. 

Art. 105 Massgebender Sachverhalt 
1 Das Bundesgericht legt seinem Urteil den Sachverhalt zugrunde, den die Vorinstanz 
festgestellt hat. 
2 Es kann die Sachverhaltsfeststellung der Vorinstanz von Amtes wegen berichtigen oder 
ergänzen, wenn sie offensichtlich unrichtig ist oder auf einer Rechtsverletzung im Sinne von 
Artikel 95 beruht. 
 
 
 
3 Richtet sich die Beschwerde gegen einen Entscheid über die Zusprechung oder Verweigerung 
von Geldleistungen der Militär- oder Unfallversicherung, so ist das Bundesgericht nicht an die 
Sachverhaltsfeststellung der Vorinstanz gebunden. 
 

Art. 105 Abs. 2bis 
 

 

 

 

 

2bis Richtet sich eine Beschwerde, welche die politische Stimmberechtigung der Bürger und 
Bürgerinnen oder Volkswahlen und -abstimmungen betrifft, nicht gegen einen 
Gerichtsentscheid, so prüft das Bundesgericht den Sachverhalt frei. 
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Verordnung über die politischen Rechte (VPR; SR 161.11) 

Geltendes Recht Vorentwurf vom 15. Dezember 2023 für die Vernehmlassung 
Art. 2a Abstimmungstermine 
1 Für eidgenössische Volksabstimmungen bleiben folgende Sonntage im Jahr reserviert: 

a. in jenen Jahren, in denen der Ostersonntag auf ein Datum nach dem 10. April fällt, der 
zweite Februarsonntag, in den übrigen Jahren der viertletzte Sonntag vor Ostern; 

b. in jenen Jahren, in denen der Pfingstsonntag auf ein Datum nach dem 28. Mai fällt, der 
dritte Maisonntag, in den übrigen Jahren der dritte Sonntag nach Pfingsten; 

c. der Sonntag nach dem eidgenössischen Dank-, Buss- und Bettag; 
d. der letzte Sonntag im November. 

2 Aus überwiegenden Gründen beantragt die Bundeskanzlei dem Bundesrat nach Konsultation 
der Kantone die Verschiebung einzelner oder die Festlegung weiterer Abstimmungstermine. 
3 Im Jahr der Gesamterneuerungswahl des Nationalrats findet im September keine 
Volksabstimmung statt. 
4 Die Bundeskanzlei gibt die reservierten Abstimmungsdaten spätestens im Juni des Vorjahres 
bekannt. 
 

Art. 2a Abstimmungstermine 
1 Für eidgenössische Volksabstimmungen bleiben folgende Sonntage im Jahr reserviert: 

a. der viertletzte Sonntag vor Ostern; 
b. der Sonntag nach Pfingsten; 
c. der Sonntag nach dem eidgenössischen Dank-, Buss- und Bettag; 
d. der letzte Sonntag im November. 

 

 

2 Der Bundesrat kann aus überwiegenden Gründen einzelne Abstimmungstermine verschieben 
oder weitere Abstimmungstermine festlegen. Er konsultiert vorgängig die Kantone. 
3 Im Jahr der Gesamterneuerungswahl des Nationalrats finden an den Terminen gemäss Absatz 
1 Buchstabe c und d keine Volksabstimmungen statt. 
 

 


